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Amtliches. 

Berlin, 24. April. Der König bat dem latholiſchen Propſt 
Mielke zu Tirſchtiegel im Kreiſe Meſeritz den Kronen⸗Orden dritter 
Klaſſe; ſowie dem evangeliſchen Schullehrer Günzel zu Jaromierz 
im Kreiſe Bomſt den Adler der Inhaber des Haus⸗Ordens von Hohen⸗ 
zollen verliehen, b f 
Derr bisherige Gymnaſtallehrer und kommiſſariſche Kreis - Schuls 
inſpektor Mühlboff in Guttſtadt ift zum Kreis⸗Schulinſpektor ernannt 


worden. 

Dem Oberlehrer am Gymnafium zu Herford, Dr. Märker iſt das 
Prädikat Profeſſor beigelegt worden. 

Die Beförderung der ordentlichen Lehrer Rodenbuſch und Dr. 
Martens am Gymnafium zu Elberfeld zu Oberlehrern an derſelben 
Anſtalt iſt genehmigt worden. . 

Dem Kreis ⸗Thierarzt Wenderbold zu Rotenburg a. Fulda iſt, 
unter Entbindung von ſeinem gegenwärtigen Amte und unter An⸗ 
weiſung feines Wohnſitzes in der Stadt Siegen, die Verwaltung der 
neu 3 Kreis⸗Thierarztſtelle des Kreiſes Siegen übertragen 
worden. 
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BDeutfcher Reichstag. 


17. Sitzung. 
Berlin, 24. April. Am Tiſche des Bundesrathes: v. Bötticher, 
Bronſart v. Schellendorff, v. Burchard. 
Präfldent von Levetzow eröffnet die Sitzung um 13 Uhr. 
Auf der Tagesordnung ſtebt zunächſt die erſte Berathung der No⸗ 
velle zum Militärpenſions⸗ und Reichsbeamtengeſetz. 
Abg. v. Bernuth: Meiner Meinung nach werden nur wenige 
Mitglieder dieſes Hauſes der Vorlage in allen Punkten zuſtimmen 
können. Mich beſtimmen zu dieſer Annahme die früberen Verhandlun⸗ 
gen des Hauſes über dieſe Materie. Die frühere Vorlage iſt nach der 
zweiten Leſung von den Regierungen zurückgezogen worden; ich habe 
dieſen Entſchluß aufs lebhaitefte bedauert. Jene Vorlage war faſt uns 
verändert dem betr. preußiſchen Geſetze nachgebildet worden — die 
Folge jenes Schrittes der Regierung iſt das Mißsverhältniß 
zwiſchen den Penſionsumſtänden der preußiſchen und der außer⸗ 
preußiſchen deutſchen Beamten. — Haben wir nun mit der 
gegenwärtigen Vorlage beſſere Ausſichten? Ich befürchte faſt, 
nen — ich fürchte, daß auch in dieſem Jahre die Anſprüche der 
Beamten noch nis die verlangte Ana ichtioung 2 5 
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früheren Vorlage iſt geſcheitert an dem Umſtande, daß die Regie⸗ 
rung die kommunale Steuerfreiheit der Militärperſonen nicht auf⸗ 
geben wollte. Es wurde damals in der Kommiſſion beantragt, daß 
das Dienſteinkommen der Offiziere frei bleiben. aber ihr Privatver⸗ 
mögen beſteuert werden ſolle — ein Antrag, dem meine Fraktion voll 
und ganz beiſtimmte, dem aber die Regierung entſchieden gegenübertrat. 
Ein zweiter und letzter Differenzpunft zwiſchen Regierung und Kom⸗ 
miſſton beſtand darin, daß die Kommiſſion über den Zeitpunkt, von 
welchem ab bei kriegsinvalide gewordenen Militärs die Penſion zu 
bemeſſen ſei, anderer Meinung ſei, der Herr Kriegsminiſter gab in 
der Kommiſſion jedoch damals die Verſicherung ab, er werde dieſer 
Forderung zuſtimmen. Trotzdem fehlt in der neuen Vorlage auch irgend 
welche Beßimmung, in der ein ſolches Entgegenkommen ſich kundgeben 
könnte. (Beifall links.) 8 g — 

Abg. Graf Moltke: Das größte Kontingent für unſer Difisier- 
korps ſtellt der kleine Adel — er iſt arm geworden, weil er von jeber 
den Militärdienſt zu ſeiner Aufgabe gemacht hat. Die Zahl der 
Offiziere, welche von ihren Eltern Vermögen ererben, iſt ſehr gering. 
Es giebt eine wenn auch geringe Anzahl von vermögenden Offizieren, 
welche eine Steuer vertragen könnten. Aber weshalb denn gerade 
eine ſtädtiſche Steuer? Die Städte thun ſehr wenig für ihre Gar⸗ 
niſonen, die keinen Theil haben an den Vortheilen und Vorzügen der 
Städte. Die Offiziere gehören nicht den ſtädtiſchen Kollegien an, ſie 
dürfen nicht fragen, was mit den Steuern geſchieht, fie baben keine 
fädtiſchen Rechte — mithin doch auch keine ſtädtiſchen Pflichten. 
Sämmtliche Städterodnungen haben es von jeher ausgeſprochen, daß die 
Offiziere von den ſtädtiſchen Abgaben frei bleiben ſollen. Noch 1878 
ft dies ausdrücklich beſtimmt worden und was iſt inzwiſchen gefchehen ? 
Das Militär hat Siege erfohten, wodurch 5 Milliarden Mark ins 
Land gebracht ſind — daß dieſe Milliarden nicht ſegensvoll gewirkt 
haben, iſt nicht Schuld des Militärs. Ich glaube, daß die vermögenden 
Stände eine höhere Steuer als bisher zablen können und müſſen. Aber 
weöbalb foll der Bitzer Steuer zablen in einer Stadt, die er ſich nicht 
gewählt, die er ſpäter oder früher oft nach kurzem Aufenthalte, ver⸗ 
laſſen muß. Der Offizier hat doch, jo lange er dient, keine Heimatbh. 
Sie geben zu, daß für die Offiziere geſorgt werden muß, die keinen 
Dienſt mehr erhalten können — und um besmillen wollen Sie die 


(Beifall rechts) 


Abg. Mayer (Würtemberg): Gegen das Geſetz müſſen wir 
uns jo lange erklären, bis die Frage der Kommunalbeſteuerung gelöft 
iſt. Und dieſe Frage wiederum ſteht in Verbindung mit dem gegen⸗ 
wärtigen Modus des Avancements. Es werden jetzt Offiziere in Pen⸗ 
ſton geſchickt, nicht weil fie bienftuntüchtig find, ſondern weil fie im 

uch müßte inſofern eine Re 
form geſchaffen werden, wonach felduntaugliche Olſiziere. die aber noch 
nicht invalide find, in irgend einer Weiſe Beſchäftigung finden. Es 
ſoll alſo eine Art Seniorat geſchaffen werden, in dem großen Orga⸗ 
ch doch hinreichend Funktionen 
f as deutſche Heer iſt ein Palla⸗ 
dium des europäiſchen Friedens. unſer Heer ift ein Volksheer. Das 
geſtehe ich freudig zu — aber ich bitte auch nicht zu vergeſſen, daß, 
wenn man das Volk wirthſchaftlich ſchädigt, es auch moraliſch geſchä⸗ 


Abg. Dr. Rei erger (Olpe): Das Haus ſtebt der Vor⸗ 
lage ſympathiſch aepenier — in fo mehr rd ich, daß die Res 
8 

igt 


Avancement übergangen worden find. 


nismus des deutſchen Heeres müſſen 
für ein ſolches Seniorat finden. om 


digt 


ungen die vor en Wünſche des Hauſes in der neuen Vorlage 
De it berückſichtigt bat. 5 iſt wohl geſagt worden, die Frage 
Ber Aufbebung der Kommunalſteuerfreiheit der Offiziere ſtehe mit der 


gezo 


Olfiziere bluten laſſen, die noch einen Dienſt erhalten können? Ich bitte 
Sie dringend, nehmen Sie das Geſetz an im Intereſſe der Männer, die 
für das Vaterland auf dem Schlachtfelde ihr Leben dargeboten haben. 
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ziere frei bleiben fol, denn der Vortheil der Städte mit Garniſonen | und des 8 
iſt ſchon an ſich ein ſehr großer und deshalb bewerben ſich ja alle | Frage der Rückwir 
Städte um den Vorzug, Garniſonen zu erhalten. Aber all' das bat 
doch nichts mit dem Privatvermögen der Offiziere 


zu thun — da um die Penſionirung der 


Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Potitzeile oder deren 
celnendt Blatt beträgt vie bie Stab Naum, Reklame ältnißmüßig höher, find 
At 290 Sen 25 Mart, fir gan Feucht nme Freitag 25. Ap ril. Grpebition zu base tes Nr de ix 188 4. 
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legung ſchon in den Motten der Vorlage. Ich und meine politiſchen J gleichfalls nicht zutreffend; ich f fiehe n 
Freunde find ſtets dafür geweſen, daß das Dienſteinkommen der Difi- | der Kommiſſion geäußerten Standpunkt. 


och auf dem vo 


b mir damals in 
Ein Beſchluß der Kommiſſton 


8 lag uns nicht vor; wenn der Reichstag in der 
. t ung dieſes Geſetzes Initiative ergreifen will, ſo wer⸗ 
den die Regierungen das ſyſtematiſch berühren. — Es handelt ſich hier 
ſſiziere. Damit darf doch das Prinzip nicht 


Vermögen, das Brivatbefig iſt, kann doch keine beſondere Berückſichti⸗ vereinigt werden, daß man verabſchiedeten Offizieren Etwas giebt und 


gung als Difisiersvermögen bꝛanſpruchen. Wie will es denn irgend aktiven Offizieren Etwas nimmt. 
Jemand befürworten, daß ein Offizier mit 100000 M. Privateinkommen | der Anſicht, daß dieſe Frage nicht hierher gehört und 
ven Kommunalſteuern frei bleiben ſoll. Iſt doch im Jahre 1862 eine | dieſe Forderung Hellen, die 


neue Städte⸗Ordnung im preußiſchen Landtage eingebracht worden. in 
welcher mit Allerhöchſter Ermächtigung beſtimmt war, daß die Offizire 


Und find denn z. B. die Richter ſteuerfrei und fie haben doch auch 
nicht das paſſive kommunale Wahlrecht? Und was ſoll es beißen. 
daß die Offiziere von den Vorzügen der Städte keine Vortheile haben? 
Doch gewiß dieſelben, wie die Beamten. So bitte ich Sie denn, die 
Offiziere mit ihrem Privateinkommen zur Kommunalſteuer heranzu⸗ 
ziehen. (Beifall links und im Zentrum.) 8 

Abg. Frhr. v. Manteuffel: Die Nothwendigkeit eines Pen⸗ 
ſtonsgeſetzes, wie es uns vorliegt, wird allgemein anerkannt. Ueber 
die Frage der Kommunalbeſteuerung kann meiner Meinung nach im 
Zuſammenhang mit dem Geſetze nicht ſo kurzer Hand entſchieden wer⸗ 
den — es tritt eine ganze Reibe von ſekundären Fragen damit zu 
Tage, die Frage über das Maximum der Steuer ꝛc. AU’ das ver» 
langt eine bejondere Erwägung bei beſonderer Gelegenheit. Mein 
Antrag in voriger Seſſion über die Rückwirkung des Geſetzes verdient 
wohl nochmalige Erwägung. Ich beantrage die Verweiſung der Vor⸗ 
lage an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern und zwar an die geſtern 
gewählte Kommiſſion. 5 f 
Abg. Richter (Hagen): Dieſe Vorlage entſpricht dem Gefühle 
der Dankbarkeit auf allen Seiten dieſes Hauſes. Wir wollen aber, 
daß die Dankbarkeit ſich nicht an eine einzige Adreſſe richtet. Im 
letzten Kriege waren 30 000 Offiziere betheiligt, davon 15 000 Berufs⸗ 
offtziere, von denen etwa 6000 noch im Dienfte find. Die Steuerfrei⸗ 
beit dieſer 6000 Offiziere führt aber eine Mehrbelaſtung der anderen 
Steuerzahler herbei, auch der Reſerpeleute, denen wir 1 gleicher Dank⸗ 
barleit verpflichtet find. (Beifall links.) Graf Moltke bat auf ein 
altes preußiſches Geſetz hingewieſen — ja e3 ſchleppen ſich Geſetz und 
Rechte wie eine ui Krankheit fort. Und daß dieſe preußiſche Bes 
ſtimmung auf ganz 


Offiziere von den Städten? Boch dieselben wie bie andern Bürger d 


Abg. Dr. Meyer 
die Frage der Kommun 


ſammenhange mit dieſer 


Zug um Zug verfahren. 


Bevollmäcktigte 


ie 


e wie die andern Bürger, denn“ dörff: e Gesetze, die den Bor 
ihre Miethe deckt bei Weitem nicht die Gaseinrichtungen, die Kanali⸗] werden, find im der vorigen Seſſion 9. 
ſationskoſten. die Schulen ꝛc. Gerade an die Schuleinrichtungen der Städte | worden. Die Regierungen ſehen das Gemeinſame beider Zeſetze ba in 
ſind die . gewachſen; bei Verlegung eines Bataillons von einer] daß fie Vortheiſe für die einen Reichsfunktionäre nicht erwirſen wollen 
obne fie auch für die anderen zu erbal 
Beſteuerung hat aber Nichts mit der Sache zu thun. Sie glauben, die 
0 € Regierungen legen großen Werth auf dies Geſetz — das ift richtig, 
von 86 Mark. Auch die ie der Armenpflege iſt doch ein | aber deshalb wollen wir uns nicht in Bezug auf nicht hierhergehörige 
Graf Moltke ſagt, die Offiziere haben kein ] Dinge „ laſſen. (Beifall rechts.) 5 
Abg. Günther (Sachſen): Wenn man die Gründe für und 
wider die Kommunalſteuerfreiheit der Offiziere bört, fo kann man An⸗ 
ſangs wohl zweifelhaft fein. Für mich aber iſt allein maßgebend dass 
Geſetz. das wir haben müſſen für die Offt rere, für die Armee. Ich 
glaube, daß ſehr wohl ein Ausgleich gefunden werden kann, wenn man 
ſich auf die Steuerpflichtigkeit der Of ) 
möchte ich die Parteieien wie die Regierung bitten, dieſe Frage nicht 
allzuſehr zu urgiren, damit das Geſetz bald in Kraft trete. 
| Regierung will die Frage der 
Kommunalbeſteuerung von dieſer Vorlage getrennt wiſſen. Ein ftaats⸗ 


zur andern Stadt wird derjenigen Stadt der Vorzug gegeben. die beſſere 
Schulen hat. Das Schulgeld bietet aber kein Aequivalent, denn in 
Berlin erfordert jedes Schulkind einer höheren Schule einen Zuſchuß 


wichtiges Recht. Und wenn 1 
kommunales Wahlrecht, ſo gilt es auch von zahlreichen anderen Bürgern. 
Abg. Moltke hat gemeint, daß der kleine Adel ſich im Militärdienſt zu 
Grunde gerichtet hat. Ich hätte gewünſcht, daß Graf Moltke nicht 
nur den kleinen Adel ins Auge gefaßt hätte, ſondern auch die große 
Reihe bürgerlicher Familien, die ihre Söhne Beamte werden laſſen — 
dieſes Opfer iſt doch noch größer. Uebrigens iſt der Militärdienſt nicht 
die einzige Urſache des Rückgangs des kleinen Adels, der Unterſchied 
zwiſchen Anſpruch und Leiſtung iſt doch oft ſehr groß. Und hat der 
Kleinadel hierfür nicht Vortheile gehabt? Woher kommt denn die 
ſtatiſtiſche Erſcheinung, daß in den Difizierchargen das bürgerliche 


Abg. Dr. Windt 


Blute kennt, wir können nur 


Die verbündeten Regierungen ſind 


daß, wenn Sie 


die Regierungen einen Zwang erblicken, eine 
92225 heterogene Frage in Ihrem Sinne zu erledigen. — In dem letzten 
5 0 = f eichstage iſt die Frage der adligen Offiziere bereits zur Sprache ge⸗ 
mit ihrem außerdienſtlichen Einkommen zur Kommunalſteuer heran⸗ kommen, auch Miniſter v. Roon hat darüber bereits geſprochen Wenn 
gezogen werden ſollten. (Hört! Hört! links.) Auch der Einwurf Letzterer Ihnen geſagt hat, daß lein Unterſchied zwiſchen adligen und un⸗ 
von der Heimathloſigleit der Offiziere trifft nicht zu — Feder, der adligen Olſizieren gemacht wird, und Miniſter Kamecke dies wiederholt hat, 
wenige Monate einer Kommune angehört, zahlt Kommunalſteuer. | fo iſt Ihr Zweifel doch eine Verdächtigung der Wahrhaftigkeit beider Männer. 
(Beifall rechts.) Unter unſeren höheren Offizieren iſt Keiner, der einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen adeligem und unadeligem 
die Gemeinſamkeit der Armee (Beifall rechts). Unter den höheren 
Difizieren befinden ſich meiſt adlige; aber dieſe Offiziere ſind eben erſt 
wegen ihrer Tüchtigkeit geadelt worden und es iſt ein Stolz des 
Adels, daß dieſe bürgerlichen Offiziere in den Adel aufgenommen find. 
Die Statistik, von der hier geſprochen wurde, hat für mich denſelben 
Werth wie eine Statiſtik die kundthut, daß die blonden oder brünetten 
Olſiziere bevorzugt werden. (Lebhafter Beifall rechts.) 

A Jena): Es erſcheint denn doch ſehr angezeigt, 
b \ albeſteuerung hier zu beſprechen. Sie iſt in der 
vorigen Kommiſſion angeregt worden und ſteht in praktiſchem Zus 
} n r Vorlage. Die Frage iſt im Reichstage und 
im Publikum vielfach diskutirt worden — wesbalb ſoll man hier nicht 


Der Herr Kriegsminiſter hat gemeint, es 


desrotg 
* 


horſt: Die 


ſeien heterogene Dinge — das iſt keineswegs der Fall. Und wenn er 
ſagt die Regierung müſſe ſich dagegen verwahren, daß durch Ver⸗ 
knüpfung zweier heterogener Dinge auf ſie ein Druck ausgeübt werde, 
ſo können wir mit demſelben Rechte gegen die Vereinigung ſo hetero⸗ 
gener Dinge, wie es das Militärpenſtons⸗ und das Reichsbeamten⸗ 
geſetz iſt, proteſtiren. Die Vorlage ſtellt die Reichsbeamten ungünſti⸗ 
er als es die preußiſchen Beamten ſind — in welch unglücklicher 
age befinden ſich dann aber diejenigen Reichsbeamten, welche den 
preußiſchen Staatsdienſt verlaſſen haben in der Erwartung auf gleiche 
Rechte im Reichsdienſt? Nach den Ecklärungen des Herrn Kriegs⸗ 
miniſters iſt ein günſtiger Verlauf der Verhandlungen gar nicht zu 
erwarten; trotzdem ſtimme ich für Verweifun an die von meinen 
eutſchland ausgedehnt worden iſt, geſchah in falſcher | Vorrednern genannte Kommiſſion. 2 


om Sonen gemeinen dera 


.Die Frage der Kommunal⸗ 


ffiziere beſchränkt. Deshalb aber 


Element nach oben hin jo jäh abnimmt? Graf Moltke ſagt, die Offi⸗ rechtlicher Grund liegt für dieſe Schulung nicht vor; die alten Stände 
Nere find nicht vermögend. Gut, wir wollen ja nur die vermögenden] bewilligten ſtets Forderungen nur, wenn dagegen ihre Anſprüche Be⸗ 


heirathet? Und das iſt doch kein ſeltener Fall! (Heiterkeit) Für 
Berlin z. B. würde die Kommunalſteuer der Offiziere 400 000 Mark 
betragen — das iſt eine hübſche Summe, dafür könnten 


berabgeſetzt werden. Schade. daß der Herr Reichskanzler nicht 
zugegen iſt — er intereſſirt ſich doch ſehr für dieſe Frage. 
Graf Moltke hat Par hab Militär hat von den 5 Milliarden keinen 
Vortheil gehabt. Das iſt unrichtig, denn fünf Sechstel der ganzen 
Summe iſt für militäriſche Zwecke mit unſerer Bewilligung verausgabt 
worden. Unſere Finanzlage iſt keine 2 — die Steuern werden 
in großen Summen, in vielen Millionen zu Ausfuhrvergütigungen der 
Zuderinduftrie verausgabt. Wenn ein Krach entſteht, iſt die Regierung 
Schuld! Um ſo mehr aber müſſen wir zögern, neue Steuern zu be⸗ 
willigen. Wir müſſen uns doch ſtets vergegenwärtigen, was ſonſt noch 
Noth thut. Und nach der Meinung des Miniſters Scholz iſt noch 
dringender als dieſes Geſetz die Erhöhung der Beamtengehälter, die 
Hebung der Schulen! Wenn die Regierung das Geſetz nöthig hätte, 


Offiziere beranziehen; wesbalb aber ſoll das Vermögen einer Erbtochter | rückſichtigung fanden. Mir liegt ſehr viel an dem Zuſtandekommen 
plötzlich ſteuerfrei werden, wenn fie einen Gardekavallerie⸗Offtzier | beider Geſetze, denn Tag für Tag höre ich Klagen. daß die Beamten 
im Reichs dienſte ſchlechter daran find als die preußiſchen Beamten. 
Ich möchte gern der Regierung entgegenkommen, aber ich muß Sie 
; 0 8 : dringend bitten zu erwägen, ob fie in der Kommunalſteuerfrage nicht 
ſchon viele Exekutionen unterbleiben und die Miethsſteuer] nachgeben kann. Ich habe mich gefreut, daß die Abgg. Meyer-Jena 
und v. Bernuth an ihrem Standpunkte vom vorigen Jahre feſtgehalten 
haben — nach der Neustädter Programmrede war dies kaum zu er⸗ 
warten. (Große Heiterkeit.) Die Ausführungen des Grafen Moltke 
waren nicht überzeugend. Es iſt mir ſchmerzlich, den Wünſchen dieſes 
ehrwürdigen Greiſes und berufenen Leiters der deutſchen Armee nicht 
willfabren zu können. Es ift ja bereits hier betont worden wie große 
Vortheile die Offiziere von den Städten haben und mit Recht beſon⸗ 
ders das Schulweſen hervorgehoben worden. Die Offiziere genießen 
mit ihren Familien alle Vortheile großer Städte. Iſt aber die Gage 
der Offiziere zu niedrig, ſo müßte in Erwägung gezogen werden, ob 
die Gage nicht erhöht werden könnte — aber das Beneſizium ber 
Steuerfreiheit iſt nicht das rechte Mittel. Gerade die Fürſorge und 
das Wohlwollen der Regierung und dieſes Hauſes für die Armee 


würde fie doch wenigſtens den national⸗liberalen Forderungen ent⸗] müßte die Regierung veranlafien, den Streitpunkt aus der Welt zu 
gegenkommen. Es ſtrebt doch jetzt ſonſt Alles den National⸗ Liberalen | ſchaffen. Ich wüßte auch nicht, was ſachlich im Wege ſtehen könnte. 


zu, jeder Landwirth will nationalsliberal fein. (Heiterkeit) Die Regie» | (Beifall). 


Beamten auch das Militärpenſionsgeſetz mit in Kauf nehmen. That⸗ 
ſächlich haben beide Geſetze nur das gemeinſam, daß mit dem 10. 
Dienſtjabre Penſlonsberechtigung eintritt — aber auch dies iſt nur eine 


rung glaubt, das Haus wird in Folge ſeines Wohlwollens für die Bevollmächtigter zum Bundesrath Bronſart von Schellen⸗ 
dorff: An die Aeußerungen des Vorredners anknüpfend, muß ich es 
zurückweiſen, daß die Regi rung die Schuld trägt, wenn das Geſetz 
nicht zu Stande kommt. Der Vorredner meint, wenn die Regierung 


ſcheinbare Gleichheit, denn der penſionirte Beamte ift erwerbsunfähig,] beute die beiden Geſetze zuſammenfaßt, fo hätte ſie es doch auch thun 


der penſtonirte Offizier aber nur felduntüchtig. So liegt das Gemein» | können, als fie im preußiſchen Landtage das Beamtenpenſionsgeſetz ein⸗ 
ſame eigentlich nur darin, daß der Buchbinder zwei Geſetze zuſammen brachte. Das war aber nicht möglich, weil das Militärpenſionsgeſetz 
gebunden hat. G ir wollen für Beamte und Militärs | vom Reichsfonds abhängt 

ieſe Vorlage if eine derartige, daß die Regierung 2 Graf Moltke 


lei raxis. 

ee dure Manche, nicht erwartet — nur eine Quittung darüber 

verlangt ſie, daß die Vorlage gemacht iß. Für uns iſt die Vor⸗ 

— 2 1 ohne die Kommunal- Befteuerung der Offiziere. 
inks. 

N A vollmäctigter zum Bundesrathe, Miniſter Bronjart von 

Schellendorff: Mir würde es doch angemeſſener erſcheinen, heute 


wärtige Vorlage nicht hinein. Der Vorwurf des Abg. v. Bernuth iſt 


in Berlin 86 Mark m i 
ganz der kaiſerlichen Botſchaft. — Der Herr Kriegsminiſter 


e. 


5 : Man bat gefagt, die Offiziere zögen Vor⸗ 
theil dem Schulweſen der Städte. De n für 
Offizierskinder erhöhtes Schulgeld fordern, nicht aber die unverhei⸗ 
ratbeten und kinderloſen Offiziere mit Kommunallaſten belegen. Die 
Städte aber haben doch große Vortheile von den Garniſonen. 
Ein Schlußantrag wird eingebracht und lber Ven 

5 N (Hagen) namentliche Abſtimmung darüber eh 5 

0 « 7 


ann mag man d 


nur die Vorlage zu diskutiren und in Bezug auf die Kommunalbefteues | g. Richter (Hagen): Der Vorſchlag des Abg. v. M 

rung der Offiziere eine neue Vorlage einzubringen, die dann von der | ein ungerechten: das Kind eines Hauptmanns zweiter Klaſſe würde 
Regierung eingehende Prüfung finden wird. Auch die vom Abgeord⸗ dann daſſelde Schulgeld zahlen müſſen, wie ein lskind, nämlich 
neten Mayer angeregte Frage des Penſions modus ger in_bie gegen- 86 Mark mehr als andere Kinder. Das widerſpricht doch 


ee 
> 1 


nachdem 


R 


ſeder Redner bier daffelbe für ſich fordern würde, fs wäre die Dis⸗ 


die adligen und unadligen Offtziere, wir ſollten feiner 
Bu ale und * — ſeiner —— Denen Fe Wenn 


fion bier ſehr einfach. Wenn der Unterſchied zwiſchen adligen und 
unadligen Offizieren nur jo etwa ift, wie zwiſchen blond und brünett, 
warum ſtreben denn bürgerliche Offiziere nach dem Adel? Und warum 
find in gewiſſen Regimentern nur adlige Offiziere? Wenn der Herr 
Kriegsminister ſagt, die Armee iſt eine Einheit, jo iſt das ſehr ſchön — 
aber es paßt ſich nicht, daß er ſagt, der und der Offizier iſt in den 
Adelſtand erboben worden. (Beifall links. Widerſpruch rechts.) 
Ebenſo ſcheitert ja die Frage der Hundeſteuer an dem Widerſpruch 
der Regierung, die Offiziersbunde zu beſteuern. Das ganze Haus 
kommt der Regierung entgegen und verzichtet auf die Beſteuerung 
des Dienſteinkommens — die Regierung ſagt Nein. Ein derartiges 
Auftreten der Regierung vereinfacht den parlamentariſchen Verkehr, 
at 5505 auch, daß die Regierung keine Verſtändigung ſucht. (Bei⸗ 

inks. 

Bevollmächtigter zum Bundesrath Bronſart v. Schellen⸗ 
dorf: Ich babe mich nur dagegen bier aus ſprechen wollen, als ob die 
bürgerlichen Offiziere tendenziös behandelt würden. Weshalb ſich 
Difisiere adeln, mag Abg. Richter doch mich nicht fragen, ſondern die 
Geadelten ſelbſt. Ob es heißt, in den Adelsſtand erheben oder nicht. 
mag er das Heroldsamt fragen, ich babe damit nichts zu thun. Auch 
babe ich am allerwenigſten den Vorwurf verdient, als ob ich grund⸗ 
ſätzlich ihren Amendements widerſtrebe. Ebenſo weiß ich nicht, wie 
man mich als Konfliktsminiſter bezeichnen kann, ich weiß nicht. wie aus 
dieſen Amendements ein Konflikt entſtehen könnte. (Beifall rechts.) 

Die Diskuffion wird geſchloſſen und die Vorlage an eine Kommiſ⸗ 
fion von 21 Mitgliedern verwieſen, worauf das Haus ſich vertagt. 

ge Sitzung: Freitag 2 Ubr. k 

TD.: Reliktengeſetz, Hilfskaſſengeſetz. Vorlage über die Zünd⸗ 


wee ü 
Preußiſcher Landtag. 
Abgeordnetenhaus. 
73. Sitzung. 


Berlin, A. April. Am Miniftertiihe: von Puttkamer, 
von Scholz. Sa 

Vräfident v. Köller eröffnet die Sitzung um 10} Uhr. 

Auf der Tagesordnung ſteht der Bericht der Wahlprüfungskom⸗ 
miſſion über die Wahl des Abg. Irhrn. von Lyncker. 

Die Kommiſſton beantragt: 

1. Die Wahl des Frhrn. von Lyncker zum Abgeordneten für den 
Wahlkreis 5 Gumbinnen für ungiltig zu erklären. 

2. die Wahlen ſämmtlicher Wahlmänner des Kreiſes Angerburg 
für ungiltig zu erklären. 

1 3. die Regierung aufzufordern: 

a) wegen des Verdachts eines Vergehens, welcher ſich aus den 
Auslagen des Dr. Paulini, des Heeremann und des Lobach ergiebt, 
die Einleitung des ſtrafgerichtlichen Ermittelungsverfahrens zu veran⸗ 

en, g 
2 b) den Stadtwachtmeiſter Lauſchat zu Angerburg und den Amts⸗ 
vorſteher Hinz zu Keblen wegen verſuchter ungeſetzlicher Wahlbeein⸗ 
Aufiung in geeigneter Weiſe zur Verantwortung zu ziehen. 

Dagegen beantragt Abg. Barth und Gen. (freikonſ.), an Stelle 
der Nr. 3 a und b zu ſetzen: 

Die Regierung aufzufordern, = x . 

Diejenigen Beamten, welche ſich eine Ueberſchreitung ihrer Amts⸗ 
befugniſſe haben zu Schulden kommen laſſen, in geeigneter Weiſe zur 
Verantwortung zu ziehen. 5 

Seitens der — Partei (Antrag des Abg. Althaus 
u. Gen.) iſt beantragt: „ „ 0 

1. Die Wahl des Freih. v. Lyncker zum Abgeordneten für den 
Wahlkreis 5 Gumbinnen für giltig zu erklären: 1 

2. die Regierung aufzufordern, diejenigen Beamten, welche ſich eine 
Ueberſchreitung ihrer Amte befugniſſe haben zu Schulden kommen laſſen, 
in geeigneter Weiſe zur Verantwortung zu ziehen. x 

Abg. Habn: Dem einſtimmigen Beſchluß einer Kommiſſion kann 
mon nur mit einer gewiſſen Scheu entgegentreten. Wenn ich es trotz⸗ 
dem thue, ſo geſcheht es in der Ueberzeugung, daß bei Feſthaltung der 
bisher ſtets befolgten Grundſätze eine Ungiltigkeitserklärung der Lyncker⸗ 
ſchen Wahl nicht erfolgen kann. — Der Proteft gegen die Wahl baſirt 
auf verſchiedenen Einwendungen. Erſtlich daß die Zahl der dortigen 
Wahlmänner im Verhältniß zur . eine zu geringe ift; 
dieſen Einwurf hat bereits die Kommiſſion als nicht zutreſſend abge⸗ 
lehnt. Die zweite Beſchwerde richtet ſich auf Nichtbeachtung der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Abgrenzung der a ferner 
egen Wablbeeinflufiungen, daß ferner in Angerburg die Abtheilungs⸗ 
en nicht öffentlich zur Einſicht ausgelegen haben 2c. Einige dieſer 
Beſchwerden bat die Kommiſſion anerkannt — aber ſelbſt wenn ich mich auf 
ihren Standpunkt ſtelle, kann ich die Ungiltigkeit der Wahl nicht zugeben. 
Denn die bisherige Praxis war die, — man von der Geſammtzahl 
der abgegebenen Stimmen die für ungiltig erklärten abzog und dann 
die Wabl für giltig erklärte, ſobald der Reſt der verbleibenden Stimmen 
die Maſorität gegenüber der Stimmenzahl des Gegners bildet. Das 
würde auch bier zutreffen — die Kommiſſion aber hat erklärt, fie könne 
nach Ungiltigkeitserklärung zahlreicher Stimmen nicht berechnen, wie⸗ 
viel giltige Etimmen übrig bleiben. — Redner führt mehrere Wahl⸗ 

fungen vor, bei welchen eine noch größere Anzahl von Wahlmänner⸗ 
andaten als in dieſem Falle für ungiltig erklärt und trotzdem die 
Zabl der als giltig verbleibenden Stimmen aufgeſtellt und die Wahl 
dann für giltig erklärt worden ſei. Im Kreiſe Angerburg haben ge⸗ 
wählt 280; im ungünftigften Falle find ungiltig 133, es bleiben Alen 
Stimmen 147. Die abſolute Majorität beträgt alſo 175, während 
Frhr. v. Lyncken 93 Stimmen, alſo 18 mehr als die abſolute Majorität 
erhalten bat. (Hört, hört! rechts) Weshalb hat man alſo die Wahl 
für ungiltig erklärt? Nachdem wir uns 8 Jahre an jene Praxis ges 
halten, werden wir doch gut thun, dieſe Praxis auch heute nicht aufs 
zugeben. — Ich will mich nun aber 1 einige der ne 
punkte wenden. Man beſchwert fich darüber, daß das Wahltableau 
nicht durch den Landrath des Kreiſes Angerburg, ſondern durch 
den Regierungspräfidenten zu Gumbinnen aufgeftellt ſei. Es iſt dieſe 
Beſchwerde ſedoch nicht zutreffend, denn Präſident Steinmann er⸗ 
klärt, daß er das vom Landrath v. Laski ihm überreichte Urwahlbezirks⸗ 
tableau nur nach den beſtehenden Vorſchriften geprüft und bis auf zwei 
ge Punkte unverändert gelaſſen habe. Wenn ferner ausgeführt 
wird, daß die Abgrenzung der Wahlbezirke unzoedmäßin, IR, o darf 
man daraus doch nicht folgern, daß deshalb die ganze Wahl ungiltig 
it — man darf daraus doch nur die Forderung herleiten, daß in Zus 
kunft die Abgrenzung der Wahlbezirke in anderer Weiſe vorgenommen 
werde. — Was den zweiten Punkt des Antrages, die firafgerichtliche 
Verfolgung der betheiligten Beamten, anbetrifft, jo wird ein juriſtiſches 
Mitglied meiner Fraktion dieſen Punkt noch beſonders beleuchten. Der 
einzige Zeuge, der über die Aeußerungen Steinmanns Auskunft geben 
kann, iſt v. Hartung: daß ſich Präfident Steinmann, der über Dr. 
Paulini, der ſich um eine Phyſikatsſtelle beworben, dem Kultusminiſter 
berichten mußte, bei v. Hartung erkundigt hat, iſt einfach pflichtgemäß. 
Herr p. Hartung iſt der klaſſiſche Zeuge in dieſer Sache, und er hat 
ausdrücklich bekundet, daß Steinmann jene Aeußerungen — „Was 
baben Sie für den preußiſchen Staat gethan; Sie müſſen Vereine 
füften, agitiren“ — nicht gethan hat. Um aber dem Ausdruck zu 

„daß wir uns gerechtfertigten Beſchwerden nicht verſchließen, 

ben wir den zweiten Punkt unſeres Antrages geſtellt. Der Antrag 
der Kommiſſion bedeutet eine Vergewaltigung der Wähler und des 
Gewäblten — deshalb bitte ich Sie, unſerem Antrage beizuſtimmen. 
(Beifall rechts.) 


Abg. v. Lücken erklärt, daß ſein Name irrthümlich unter den 
Antrag der Konſervativen gekommen ſei; er ſtimme für den Antrag 
der Kommiſſion, der er . E 

Abg. Dirichlet: Herr Vorredner hat ein großes Verſehen 
Sohle er hat den Unterſchied zwiſchen formalen und tendenziöſen 

eblern außer Auge gelaſſen. — In dem Proteſt, der zur Anfechtung 
der Wahl Veranlaſſung gegeben hat, handelt es ſich um die tendenziöſe 
Abgrenzung der Wahlbezirke, um die Aufſtellung des Wahlta bleaus 
durch den Regierungspräfldenten, um Wahlbeeinfluſſungen. Nach Zeugen⸗ 
aus ſagen ftebt feſt, daß Steinmann erklärt hat. er werde feine Befür⸗ 
wortung eines Verſetzungsgeſuchs v. Hartungs erſt nach geſchehener 
Landtagswahl nach Berlin ſenden. Das würde doch bedeuten, daß im 
Intereſſe der Wahlen jede Verſetzung von Regierungsbeamten erſt ſtets 
nach den Wahlen ftattfinden dürfe. Ferner ſtebt feſt. daß Steinmann 
ſich auch nach der politiſchen Stellung Dr. Paulim's erkundigt habe. 
Es ſcheint, daß es alſo bei Verleihung von Phyſikatsſtellen auch auf 
das politiſche Glaubens bekenntniß ankommt. Wenige Stunden nach 
ſeiner Unterredung mit Steinmann begiebt ſich v. Hartung zu Dr. 
Paulini und theilt ihm zwei bekannte Aeußerungen mit — juriſtiſch 
kann man vielleicht zweifelhaft ſein, ob v. Hartung ſich dieſe Aeuße⸗ 
rungen aus dem Finger geſogen oder ob er unter dem Eindruck jener 
Unterhaltung gebandelt habe. Wenn die Aeußerungen des Herrn 
von . yeute anders lauten, als damals, jo it doch nicht zu 
vergeſſen, daß inzwiſchen zwei Jahre verſtrichen find — er iſt alſo jetzt 
auch nicht mehr ein klaſſiſcher Zeuge, wie Abg. Hahn behauptet bat. 
— In den früheren Verhandlungen über dieſe Wahl hat Miniſter 
v. Puttkamer ausgeführt, das Verfahren des Präſidenten Steinmann 
wäre ein monſtröſes, wenn die Beſchwerden ſich bewahrheiten — wir 
erwarten, was Herr v. Puttkamer heute darauf erwidern wird. 
Sachlich wird ja die u dem Kreisgericht ein Nachipiel 
finden — wie ſoll aber geſellſchaftlich Eintracht und Friede berrichen, 
wie ſoll die Selbſtoerwaltung gedeihen, wenn ein Regierungspräſident 
in ſo provokatoriſcher Weiſe vorgeht? Und noch iſt immer keine 
Remedur dieſer unhaltbaren Zuſtände geſchaffen worden. Vergleichen 
Sie damit das Auftreten der „Proteſtfabrikanten“, wie ſie der Herr 
Miniſter genannt hat. Sie haben ſich begnügt, gegen die Vorwürfe, 
die ihnen gemacht worden, einfach fachlich zu proteſtiren (Redner verlieſt 
ein Schreiben der Beſchwerdeführung). Liegt darin irgend etwas Pros 
vokatoriſches? Trotzdem hat dieſes Schreiben ein militäriſches Nach⸗ 
ſpiel gehabt — ein Herr Flach hat dieſe Erklärung zum Unterſchiede 
von ſeinem Bruder mit „Flach, Lieutenant der Reſerve“ unterzeichnet. 
Wenige Tage nach dieſer Erklärung ging ihm eine Aufforderung des 
Bezirkskommandos zu, ſeinen Abſchied zu nehmen. Die Motivirung 
lautete, es ſei für einen Offizier nicht paſſend, einen im Dienſte be⸗ 
findlichen Staatsbeamten anzugreifen! (Hört! hört! links.) Ich be⸗ 
greife allerdings nicht, wie ein Königliches Bezirkskommando aus 
einem ſolchen Grunde einen Offizier verabſchieden kann und ihm ge⸗ 
bieten, eine Beleidigung ſeitens eines Regierungsbeamten rubig einzu⸗ 
ſtecken. (Beifall links.) Was die früher einmal von mir angeführte 
Aeußerung des Landraths v. Jaiky betrifft, ſo bin ich inzwiſchen be⸗ 
lehrt, daß er dieſe Aeußerung nur einer Mittheilung Steinmanns 
zufolge gethan haben ſoll — zu dieſer wichtigen Berichtigung balte ich 
mich verpflichtet. — Ob endlich Nr. 3 nach dem Kommiſſionsantrage 
oder nach dem freikonſervativen Antrage angenommen wird, iſt gleich⸗ 
gültig — klar iſt doch, daß auf allen Seiten des Hauſes das Vorhan⸗ 
denſein von Unregelmäßigleiten zugegeben wird. Hier iſt man einmal 
dadurch, daß ein Landrath der Wahrheit die Ehre gegeben und wun⸗ 
derbarerweiſe aus der Schule geplaudert hat (Obo! rechts), über 
mancherlei Punkte ins Klare gekommen. Ich bitte Sie um Annahme 
der Kommiſſionsanträge. (Beifall links.) BT : 
Miniſter v. Puttkamer: Die Prüfung der Legitimation feiner 
Mitglieder ſteht dem Hauſe allein zu; in dieſer Beziehung will ich 
auf das Haus nicht einwirken. Ich werde das Votum des Hauſes ab⸗ 
warten und danach verfahren. Dagegen iſt es meine Pflicht, gegen 
die Angriffe auf ſtaatliche Behörden zu antworten. Dem Regierungs⸗ 
präſidenten wird vorgeworſen, daß er das Wahltableau entworfen habe 
ſtatt des Landraths. Unzweifelhaft iſt es in die Hände der Landräthe 
gelegt, die Urwählerhezirke zu bilden und keine Oberbehörde iſt berech⸗ 
tigt, ibnen dieſe Funktion zu nehmen. Aber die Landräthe ftehen da⸗ 
bei doch unter der Oberaufſicht der Behörden — das iſt von äußerſter 
Wichtigkeit. Ich bin lange Zeit Landrath geweſen; mir iſt damals 
das Konzept meiner Urwahlbezirks⸗Bildung gründlich korrigirt worden: 
ich hatte mich, wie oft junge Beamte, in ein beſonderes Syſtem ver⸗ 
biffen, wobei ich für die ländliche Bevölkerung eine größere Anzahl von 
Wablmännern heraus zuſchlagen vermochte (Heiterkeit), ja, ich gebe au, 
daß das den Koniervativen zu Gute gekommen wäre (Heiterkeit). Ich 
mußte dann das korrigirte Tableau publiziren — das war einfach meine 
Pflicht und Landrath v. Jacky hat diesmal gegen eine ſolche Pflicht 
verſtoßen. Bei ganz korrektem Verfabren hätte Präſident Steinmann. 
das gebe ich zu, freilich in anderer Weiſe verfahren und in beſtimmter 
Weiſe auf zwei vorzunehmende Korrekturen verweiſen müſſen.— Was die 
Wablbeeinfluſſungen anbetrifft, fo hat der Bericht der Kommiſſion mehr 
den Charakter einer Streitſchrift an ſich als einer objektiven Darſtellung 
(Beifall rechts),. Ich habe bei der erſten Verhandlung geſagt, daß ich 
mein Urtheil über den Präſidenten Steinmann noch ausſetzen müßte. 
ch babe nun die Pflicht zu erklären, daß ich nach Kenntnißnabme der 
nr jenen Brief des Präſidenten in keiner Weiſe billigen kann, daß 
ich ihm darüber ernſtliche Vorhaltungen gemacht habe und daß er ſelbſt 
ernſtlich bereut, den Brief geſchrieben zu haben (Bewegung). Daß die 
egen ihn erhobenen Vorwürfe ihn damals ſehr erregt haben, iſt doch 
begreiflich. Worauf begründet ſich aber nun das Urtheil des Vor⸗ 
redners, daß die Verhältniſſe im Regierungsbezirk Gumbinnen unhalt⸗ 
bar ſeien. Präſident Steinmann bat geſagt, er wolle das Geſuch 
v. Hartungs erſt nach den Wahlen befürworten. Und daraus folgert 
Abg. Dirichlet, er habe ſich v. Hartungs als Wahlagitato rs bedienen 
wollen. (Sehr richtig! links.) Ich finde in jener Aeußerung doch 
etwas ganz Begründetes — es kam dem Präſidenten Stein mann in 
der That und mit Recht darauf an, eine regierungsfreundliche 
Stimme mehr in jenem Wahlbezirke zu behalten. Auch daß Stein⸗ 
mann im Laufe des Geſprächs nach der politiſchen Anſicht Dr. Paulini's 
ch erkundigt hat, kann ich nicht tadeln (Widerſpruch links), denn er 
at n auf die bloße Jan e beſchränkt und weiter nichts geäußert. 
Die Mittheilungen Dr. Paulini's bewegen ſich vielfach in Wider⸗ 
ſprüchen, er bat Einzelnes bereits widerrufen, wiewohl er doch ſofort 
die Aeußerungen v. Hartung's ſich notirt hat. Steinmann hat in einer 
ſeine Befugniſſe nicht überſchreitenden Weiſe über Dr. Paulini ge⸗ 
ſprochen, v. Hartung hat dies Geſpräch dem Dr. Paulini mitgetheilt, 
ohne beauftragt zu fein, vielleicht aus Freundſchaft oder um ſich 
wichtig zu machen. Ich muß reſumiren, daß ich das Eingreifen Stein⸗ 
mann's in Bezug auf das Wahltableau für inkorrekt halte, daß aber 
im Uebrigen nichts * as ein ſo hartes Urtheil der Kommiſſion 
rechtfertigen könnte. — Abg. Dirichlet hat am Schluſſe ſeiner ſonſt 
ſehr maßvollen Rede gemeint, ſämmtliche Wahlbezirke in Gumbinnen 
müßten geändert werden. Die Verhältniſſe in Gumbinnen tragen den 
Charakter einer Spannung zwiſchen Staatsbürger und Regierung; von 
fortſchrittlicher Seite iſt hier im Hauſe oft über Tyrannei der Regierung in 
jener Propinz geklagt worden. Es giebt in Oſtpreußen eine Reihe 
von Politikern, die ohne Konflikt mit der Regierung nicht leben können. 
(Sehr richtig! rechts.) Es ſoll keine Freundſchaft mit der Regierung 
ehalten werden, weil man dadurch bofft, die Bevölkerung bei den 
Wahlen für ſich verwenden zu können — deshalb iſt es den könig⸗ 
lichen Beamten nicht zu verdenken, wenn fie dort ſcharf auftreten. 
Immer ſoll es die Regierung fein, die Wahlbeeinfluſſung auslibt; die 
Fortſchrittspartei iſt ſtets ein Unſchuldslamm. (Heiterkeit rechts.) In 
der Arbeitsanſtalt von Tapiau find notoriih von der Direktion die 
liberalen Wahlzettel vertheilt worden — Solches und Aehnliches paſ⸗ 
ſirt äußerſt häufig. Wo die Fortſchrittspartei die Macht zu haben 
glaubt, ſcheut fie vor keinem Mittel zurück, ſelbſt vor dem unloyalſten 
nicht. Im Kreiſe Sensburg iſt für den fortſchrittlichen Kandidaten in 


unerbörter Weiſe gewirkt worden. So if eine Proklamation verlefen 
worden, daß Jeder, der den Abgeordneten Dirichlet wähle, freie Fiſcherei 
und Weidenberechtigung erhalten ſolle. 8 N 
Inſolgedeſſen iſt, nach der Mittheilung eines Wirthes, in Linden⸗ 

dorf faſt einfimmig Abg. Dirichlet gewählt worden. Herr Hei⸗ 
mann hat in Lindendorf das gleiche Verſprechen gegeben und hinzu⸗ 
gefügt, es fei der Wunſch Sr. Majeftät des Kaiſers, daß Herr Dirichlet 
gewählt werden ſolle (große, ſtürmiſche Heiterkeit) die Konſervativen 
bänden ihm zu ſehr die Hände. Heiterkeit.) Außerdem verbreitete ein 
Winkelkonſulent Heymann die Nachricht. Abg. Dirichlet werde auch 
Steuerfreiheit herbeiführen. Noch eine ganze Anzahl von derartigen 
Dingen lönnte ich vorführen — ich bin überzeugt, daß Abg. Dirichlet 
von allen dieſen Dingen Nichts weiß (Heiterkeit rechts), aber er iſt doch 
unvorſichtig in der Wahl ſeiner Freunde. Das zeigt doch, daß in 
einem großen Theile (Rufe links: großen Theil?) von Wahlagenten 
ſehr bedenkliche Anſchauungen gelten. — Ich werde niemals wirkliche 
Ausſchreitungen der Behörden vertheidigen; aber Alles, was bisher 
als Wahlbeeinfluſſung der Regierung vorgeführt worden, ſteht weit 
u gegen die Agitation der Fortſchrittspartei. (Lebhafter Beifall 

bg. Korſch führt, vom juriſtiſchen Standpunkte die Nede des 
Abg. Hahn ergänzend, aus, daß ein Mißbrauch der Amtsgewalt ſeitens 
des Präſidenten Steinmann nicht vorliegt und befürwortet die An⸗ 
nahme des Antrages der Koniervativen. 

ierauf vertagt das Haus die Fortſetzung der Debatte bis Frei⸗ 
tag 11 Uhr. 

Schluß 14 Uhr. 


Briefe und Zeitungsberichte. 
O Berlin, 24. April. Die heutige Verhandlung im 
Reichstag über das Penſionsgeſetz hat die Hoffe 
nungen derer vernichtet, welche auf Grund der angeblichen per⸗ 
ſönlichen Geneigtheit des Kriegsminiſters v. Bronſart, für die 
Kommunalbeſteuerung des Privateinkommens der Offiziere ein⸗ 
zutreten, das Zuſtandekommen des Geſetzes noch für möglich 
hielten. Ob Herr v. Bronſart perſönlich für das in der vorigen 
Seſſion von Herrn v. Bennigſen betriebene Kompromiß iſt, muß 
dahingeſtellt bleiben; jedenfalls iſt er nicht in der Lage, amtlich 
dafür einzutreten; wenn in dieſer Beziehung von der Kom⸗ 
miſſionsberathung noch etwas zu erwarten wäre, würde 
der Kriegsminiſter nicht heute ſo entſchieden geſprochen 
haben, daß ein Rückzug für ihn kaum möglich iſt, würde 
man auch nicht den Grafen Moltke bewogen haben, gegen 
den Kompromiß Vorſchlag ſeine Autorität einzuſetzen. Die 
von uns von Anfang an vertretene Auffaſſung, daß auch die 
Regierung auf das Scheitern der Vorlage gefaßt und daß die 
Vereinigung der beiden vorjährigen Geſetzentwürfe zu einem ein⸗ 
zigen auf Vermehrung des „Konfliktſtoffes“ für die Wahlagitation 
berechnet ſei, iſt durch die heutige Verhandlung vollkommen be⸗ 
ſtätigt worden. Allerdings dürfte die Ausnutzung dieſer Frage 
gegen die Liberalen bei den Wahlen ſich ſehr ſchwierig erweiſen, 
nachdem auch die National Liberalen heute entſchieden die Bedin⸗ 
gung der Kommunalbeſteuerung des Privateinkommens der Offi⸗ 
ziere erhalten haben. — In Berlin greift unter den Arbeitern 
verſchiedener Kategorien eine Strike⸗ Bewegung derart 
um ſich, daß nes nahe liegt, fie auf einen gemeinſamen Urſprung 
zurückzuführen. Es mögen augenblicklich an 4000 Arbeiter 
feiern, Tiſchler, Metallarbeiter verſchiedener Art ꝛc. Eine aufs 
fallende Erſcheinung, die in dieſer Weiſe lange nicht da war, 
iſt dabei die Gewaltthätigkeit und Erbitterung, womit die Striken⸗ 
den, namentlich von der bekannten Nähmaſchinenfabrik von Friſter 
und Roßmann, ihre weiterarbeitenden Kollegen verfolgen. Trotz 
umfaſſender polizeilicher Maßnahmen iſt es in den leßten Tagen 
auf den Straßen zu argen Exzeſſen gekommen, deren Anwachſen 
3 durch heute eingetretene Regengüſſe verhindert werden 
wird. 

— Die Abreiſe des Kaiſers zur alljährlichen 
Frühjahrskur nach Wiesbaden iſt ſicherem Vernehmen nach für 
Monat April definitiv aufgegeben, ſie iſt vorläufig 
auf den Monat Mai verſchoben. Man glaubt, daß nunmehr 
die Grundſteinlegung für das Reichstagsgebäude noch vor der 
Abreiſe ſtattfinden wird. Die Beſichtigungen der Truppen in 
. und Potsdam ſollen durch den Kronprinzen abgehalten 
werden. 

— Der „Reichs: und Staats⸗Anzeiger“ ſchreibt: In dem 
Befinden J. Maj. der Kaiſerin iſt in den letzten Tagen die 
Beſſerung langſam fortgeſchritten. Die naturgemäß eingetretene 
Mattigkeit bedingt jedoch Schonung, und iſt Ihre Majeſtät da⸗ 
her auch noch nicht in der Lage geweſen, das Bett auf längere 
Zeit zu verlaſſen. 

— Nach der neueſten gedruckten Fraktionsliſte ſetzt ſich der 
Reichstag folgendermaßen zuſammen: 52 Mitglieder find 
Deutſchkonſervative (einſchließlich der Hoſpitanten Staatsminiſter 
v. Goßler und v. Puttkamer), 24 gehören zur Deutſchen Reichs⸗ 
partei, 107 zum Zentrum (einſchließlich 9 Hoſpitanten), 18 find 
Polen, 45 Nationalliberale leinſchließlich Dr. Paaſche), 100 
Mitglieder zählt die deutſche freiſinnige Partei, 9 die Volks⸗ 
partei, 13 find Sozialdemokraten, 15 Elſaß⸗Lothringer, 13 Wilde 
(darunter Lenzmann, Phillips und Wendt, v. Löw und Schröder⸗ 
Friedberg, v. Levetzow, v. Treitſchke, die Dänen Laſſen und 
Johannſen). Von den Reichstags ⸗ Abgeordneten der deutſchen 
Fortſchrittspartei haben ſich Lenzmann, Phillips und Wendt, von 
denen der freien Vereinigung v. Löw, Schröder⸗Friedberg und 
Paaſche der Deutſchen freifinnigen Partei nicht angeſchloſſen, 
Paaſche trat ſofort zu den Nationalliberalen über. 

Königsberg i. Pr., 23. Abril. Bei einem Piſtolenduell, 
das vorigen Sonnabend zwiſchen dem Regierungsreferendar v. O. und 
dem Landwirth v G. ftattfand, erhielt Tate einen Schuß in den 
Unterleib, an deſſen Folgen er geftern verſtarb. 

Wien, 24. April. Die Deputation des 2. O ſt⸗ 
preußiſchen Grenadier⸗ Regiments Nr. 3, welche 
zur Beglückwünſchung des Erzherzogs Albrecht zu feinem 25 jährigen 
Jubiläum als Chef dieſes Regiments hierher gekommen war, 
hat heute die Rückreiſe angetreten. Sämmtliche Mitglieder der 
Deputation wurden durch Ordensverleihungen ausgezeichnet. Die 
„Politiſche Korreſpondenz“ konſtatirt, daß die preußiſchen Offiziere 
hier die freundlichſte Aufnahme gefunden und Wien mit dem 
Gefühl tiefer Dankbarkeit für das ihnen vom Kaiſer und dem 
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Ir sa Albrecht bewieſene außerordentliche Wohlwollen ver⸗ 
en hätt 
Paris, 24. April. Der „Temps“ ſchreibt über die von 
England vorgeſchlagene Konferenz, der Bot⸗ 
ſchafter Lord Lyons habe dem Minifterpräftdenten Ferry am 
Dienſtag eine Note überreicht, welche die Konferenz vorſchlage, 
deren Wirkſamkeit ſich aber auf die beiden Fragen beſchränke, ob 
eine Abänderung des egyptiſchen Liquidationsgeſetzes angezeigt er⸗ 
ſcheine und welche Veränderungen deſſelben vorzunehmen ſein 
möchten. Die Note ſei nicht an die 14 Unterzeichner des Liqui⸗ 
dationsgeſetzes, ſondern nur an die Großmächte und an die 
Türkei gerichtet. In Bezug auf den Konferenzort laſſe die eng⸗ 
liſche Regierung den anderen Mächten, wen fie ihrem Vor⸗ 
ſchlage beitreten ſollten, die Wahl zwiſchen Lon n und Konſtan⸗ 
tinopel. Die Note ſelbſt ſei kurz, es ſei derſelben aber ein 
Memorandum beigegeben, in welchem die Nothwendigkeit einer 
Reform des Liquidationsgefeges nachzuweiſen geſucht werde. 
In dem Memorandum werde hervorgehoben, daß, während die 
für die Tilgung der Schuld angewieſenen und verwendeten 
Einnahmen ſtändig Mehrbeträge ergeben hätten, das ordent⸗ 
liche egyptiſche Budget, das aus den nicht für die Schulden⸗ 
Hlgung aſſignirten Einnahmen beſtehe, fortgeſetzt zunehmende 
Defizits aufgewieſen habe. Im Jahre 1880, dem erſten 
Jahre der Anwendung des Liquidationsgeſetzes, habe das 
egyptiſche Budget noch einen Einnahmeüberſchuß in Ausſicht 
geſtellt, bereits 1881 aber habe ſich ein Defizit ergeben und 
dieſes Defizit habe ſich mit jedem Jahre vermehrt. Egypten ſei 
gegenwärtig genöthigt, eine Anleihe von 8 Millionen Pfund 
Sterling zu kontrahiren, ſehe ſich aber bei der Unmöglichkeit, 
ein Unterpfand für eine ſolche Anleihe zu gewähren, außer 
Stande, die Anleihe aufzunehmen. Das Memorandum deutet, 
um Abhilfe zu ſchaffen, auf eine Einſtellung oder wenigſtens 
eine Vertagung der Amortiſirung der Staatsſchuld hin und 
bringe ferner Erſparniſſe bei der egyptiſchen Armee in Vorſchlag. 

London, 24. April. Im Unterhauſe erklärte in 
Beantwortung einer Anfrage Bourke's der Premier Gladſtone, 
Berber ſei in Gefahr, der Regierung ſei auch in Bezug auf 
Berber ein Vorſchlag der egyptiſchen Regierung zugegangen, die 
Regierung habe dieſen Vorſchlag auch bereits beantwortet, im 
Intereſſe des öffentlichen Dienſtes könne er hierüber aber weitere 
Mittheilungen nicht machen. General Gordon anbelangend, ſo 
wiederhole er, daß ſich derſelbe augenblicklich in einer ſicheren 
Lage befinde, die Regierung erkenne ihre Verpflichtungen in 

g auf die Sicherheit Gordon's vollſtändig an und, da ſie 
dieſe Verpflichtungen anerkenne, ſo ſei es auch ihre Pflicht und 
Schuldigkeit, ſich in den Stand zu ſetzen, dieſen Verpflichtungen 
nachzukommen, wenn der Anlaß dazu ſich ergeben ſollte. (Bei⸗ 
fall.) Der Unterſtaatsſekretär Lord Fitzmaurice erklärte, die 
Unterhandlungen wegen Herſtellung dauernder diplomatiſcher Be⸗ 
ziehungen mit Mexiko dauerten fort, mit Frankreich ſeien ver⸗ 
trauliche Verhandlungen wegen der Sarde en Frankreichs be⸗ 
treffs Tonkins im Gange 

London, 24. April. Ein Telegramm des „Reuter ſchen 
Bureaus“ aus Shanghal melbel, dort eingegangene, aber bis 
jetzt unbeſtätigte Gerüchte ſagen, Prinz Kung, der frühere 
9 des Minifteriums des Auswärtigen, habe ſich 
entleibt. 


Felegraphiſche Nachrichten. 

Berlin, 25. April. Die Kommiſſion für das Sozialiſten⸗ 
geſetz ſetzte geſtern Abend die General⸗Diskuſſton fort. Windt⸗ 
horſt gegen das Geſetz und die Verlängerung deſſelben. 
Er will durch ſeine Anträge aber ein Uebergangsſtadium an⸗ 

bahnen. Richter wünſcht Auskunft über die anarchiſtiſchen 
Umtriebe und verlangt, daß die zweite Reſolution Windthorſt's 
(Naßregeln betreffs der Sprengfloffe) zuerſt diskutirt werde. 

Miniſter v. Puttkamer erklärt, ein Geſetzentwurf über 
Nepreſſivmaßregeln gegen die Anarchiſten ſei in Vorbereitung, 
biete aber viele techniſche Schwierigkeiten, die Rejolution Windt⸗ 
horſt hänge mit der Frage der Annahme oder Ablehnung des 
Sozialiſtengeſetzes nicht zuſammen, das Repreſſivgeſetz gegen bie 
Anarchiſten gehe neben dem Sozialiſtengeſetze her. Windt⸗ 
horſt, Hänel und Bamberger wollen den Zuſammen⸗ 
hang des Sozialiſtengeſetzes mit den Maßregeln gegen die Anar⸗ 
chiſten aufrechthalten. 

v. Puttkamer proteſtirt dagegen, daß man das Repreſ⸗ 
ſipgeſetz gegen Exploſtonen zum Vorwand nehme, um bie Be⸗ 
rathung des Sozialiſtengeſetzes zu verſchieben oder materiell zu 
beeinfluſſen. Spezialberathung am Sonnabend. 

Frankfurt a. M., 24. April. Die Beerdigung des 
Dr. v. Brüning hat heute Vormittag unter Betheiligung 
zahlreicher Late ener ſtattgefunden. Konſiſtorialrath Ehlers 
hielt die Leichenrede, in welcher er das Leben und Wirken bes 
Verſtorbenen ſchilderte. Von zahlreichen Vertretern politiſcher, 
kommunaler, induſtrieller, wiſſenſchaftlicher und Kunſt⸗Vereine 
wurden Kränze auf den Sarg niedergelegt. 

Der Reichskanzler Fürſt Bismarck hat, wie das „Frank⸗ 
furter Journal“ meldet, am 22. d. M. folgendes Kondolenz⸗ 
ſchreiben an Frau v. Brüning gerichtet: 

„Mit innigem Bedauern habe ich gehört, welch' ein ſchweres 
Unglück Sie und die Ihrigen betroffen hat. Der Heimgang Ihres 
Herrn Gemahls trifft auch mich ſchmerzlich, nicht nur in der Erinne- 
zung an gemeinſame Thätigkeit im parlamentariſchen Leben, ſondern 
auch um der perſönlichen Beziehungen willen. welche ſich im Kreiſe 
gemeinſchaftlicher Freunde gebildet und mir den Verſtorbenen lieb und 
werth at nacht batten. Ich bitte Sie, meiner herzlichſten Theilnahme 


verſichert zu ſein.“ 

Darmſtadt, 24. April. Die Kronprinzeſſin, die Erbprin⸗ 
zeſſin von Meiningen und Prinzeſſin Victoria von Preußen wer⸗ 
den morgen Abend 9 Uhr hier erwartet. 

Wien, 23. April. Wie die „Preſſe“ meldet, wird in den 
nächſten Tagen dem ungariſchen Abgeordnetenhauſe ein Geſetz⸗ 
entwurf vorgelegt werden, nach welchem der Theiß⸗Regulirungs⸗ 
Geſellſchaft die Aufnahme einer Anleihe von 10 Millionen Gulden 
bewilligt wird. 


Nom, 24. April. Die 8 hat ſich bis 
um 1. k. M. vertagt. — Laut amtlicher Bekanntmachung iſt 

die aus Oſtindien und Birma nach italieniſchen Häfen kom⸗ 
menden Schiffe, auch wenn keine Krankheitsfälle an Bord vor⸗ 
gekommen find, eine fünftägige Beobachtung angeordnet worden. 

Rom April. Das Befinden der Herzogin von Genua und 
des neugeborenen Prinzen iſt ein un aufe ſoll am Sonntag 
durch den Erzbischof von Turin ſtattfind 

Konſtantinopel, 24. April. (offuiel.) Die durch den 


Suezkanal gehenden, für türkiſche Mittelmeerhäfen beſtimmten 
Provenienzen aus Indien werden einer Quarantäne unterworfen. 

Pera, 24. April. Die kaiſerliche Yacht „Miramar“ hat 
auf der Rückfahrt von Mudania nach Varna heute Vormittag 
den Bosporus paſſirt. 

Belgrad, 24. April. Der König hat dem vorgeſtern 
hier eingetroffenen Prinzen Friedrich von Anhalt das Großkreuz 
des Takowa Ordens verliehen. 

Ruſtſchuk, 24. April. Der Fürſt Alexander wird heute 
nach Varna abreiſen, um das morgen früh daſelbſt eintreffende 
öſterreichiſche Kronprinzenpaar zu begrüßen. 

Bukareſt, 24. April. Aus Veranlaſſung der bevorſtehen⸗ 
den Ankunft des Füerreichiſchen Kronprinzenpaares hat der Primas 
von Rumänien eine Kundmachung erlaſſen, in welcher er die Be⸗ 
völkerung ermahnt, ſich der Ehre des hohen Beſuches würdig zu 
erweiſen. Auf der ganzen Route, welche das kronprinzliche Paar 
durch Rumänien nehmen wird, werden die umfaſſendſten Vorbe⸗ 
reitungen für einen feſtlichen Empfang getroffen. 

Newyork, 24. April. Zum Gouverneur von Louiſiana 
iſt der Kandidat der demokratischen Partei gewählt worden. 


Verantwortlicher Redakteur: eee Poſen. 
Für den Inhalt Be. fol —.— 1 Inſeratt 
übernimmt die eine Verantwortung. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
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Juni 6,63 Gd. 6,68 * 2 Juli⸗Augufl 6.80 78 6855 Br. * 
pr. . 44 * (ie 2 Der Mai ne 7,45 8 

e pri v Weizen loto fe 
ahr 9,36 Gd., 9,38 Br., per Herbſt 9,61 Gd., 9 63 Br. 

blabr 6,90 Gb., 6,95 Br. ais ver Mai⸗ Juni 325 

ohlraps per Auguſt⸗Septbr. 133 a 131. — Wetter: 

Paris, April. Produkten martt (Olpe dhe ruhig, 
per April 22.40, per Mai 22 50, per Mal⸗Auguſt 23,10, per Juli⸗ 
Auguſt 23,50. — —— ruhig, per April 16,00, per Juli Auguſt 
16,75. Mebl 9 Marques ruhig, per April 45.40, per Mai 46,00, per 
Mai- Auguſt 47,10, per Juli⸗Auguſt 48,00. Rüböl fteigend, ver Abril 
. e 

pir matt, ver Apri * ai ver Mai⸗Auguft 
per Sept. Dez. 46,25 — Wetter: Schön. 


Marktpreiſe in Breslau am 24. April. 


Fiſtſetzungen re 
der ſtädtiſchen Markt⸗ öch⸗ | Nies 

: ſt.] ſter dri 
a Deputation. Im. M. fl. 
igen, weißer 6711 80 
dio. gelber pro 16 80 16 30115 89 14 80 
oggen 100 146014 30114 10 13 90 
er ſte ; 14 —|13 80113 50 13 — 
afer Kilog 12 80 
ıbjen 1 15 = 

Kartoffeln, pro 50 Klar. 3,09-3,25—3,50 

100 Kg. 6—6,50 —7— ark, pro 2 Liter 0,12—0, 13-0, 14-018 15 
Mark. — Heu, ver 50 Kg. 3,30—3,60 Mark. — Stroh, per Schock 


à 600 Klgr. 25 0025,00 Mark. 
Breslau, 24. April. (Amtlicher Produkten » Börjen » Bericht.) 

Roggen (per 1000 Kilogramm) feſter. Gekündigt — Centner. 
Area ene ent —, per April 153 Be, per 1 

00 Br., per Mai⸗Juni 151 —152 bez., per Juni⸗ Juli 151.50 bez., 
85 0. 151-152 bez., per Aug.⸗ „September —. ver Sept.⸗Oltober 15 
eizen Gel. — Str., per April 187 Br. — Hafer 
Centner, per April 137 Gd., per April⸗Mai 137 Gd. 3 137 
Gd. per Juni⸗Juli 140 Gd. — Raps Gef. — April — Br. 
üb öl unveränd. Gelünd. — Gentner, loto in Duantiräten 3 — 
Rilogr. 60,50 Br per April 57,00 Br., ver HorilMai 56,50 Br. per 
Run 57.00 Br., pt 3 Geptenbre-DEiober 57,50 Br. — Spirit 275 2 
veränd. Geiündigt 15000 Liter, per April 46,30—4640 2 
Sr 6 157070 30—46 Wi we - na 3 ‚8046, 0 18 per Funt⸗ a 
uli ez, per ugu r., per Auguſt September 
48,80 Br., ver September⸗Oftober 48 

*) In der geſtrigen Spfritus⸗Notiz muß 45 „ueißen: per April 46,40, 
per . 1 46,40, per Auguſt⸗September 43,80. 

Zink (per 50 Kilogr.) ohne Umſatz. Pie Bärfen-Bommiffien, 

Breslau, 24 April, 94 Uhr Vormittags. [Privatoericht.] 
Landzufuhr und Angebot aus zweiter Hand war mäßig, die Stim⸗ 
mung im Allgemeinen feſt. 

Weizen zu notirten 1929 gut verkäuflich, per 100 Kilogramm 
ſchleſ. weißer 17,00—19 20.2) M., gelber 16.80 —17, 7018.40 K., 
feinfte Sorte über Notiz gr zahlt. — Roggen in fefler Haltun 2 
wurde per 100 Kilogramm netto ſchleſſiſcher 1460 —15, 00—15, 
M., ruſſiſcher 15,00 bis 15,70 M., feinſter uber Notiz. — Ge ehe 

ub 3 per 100 Kilogramm 1350-1420 M., weiße 15 30 

8 16.00 — Hafer preißbaltend, per 9 Kilogramm 3 
bis 142) bis 14 60 Mark, feinſter über Noti Mais be⸗ 
hauptet, per 100 Kilogramm 12.30 —12 80—18 95 Marl. — Erben 
ohne 4900 per 100 Rılogramım 15,00—17,00—18,8U Marl, Viktoria⸗ 
17,0—19,0—21,0 M. — Bohnen preisbaltend, ver 100 Kilo⸗ 
gramm 1000 ‚0019, 00—20,00 M. — Lupinen feine Qualitäten bes 
hauptet. gelbe ver mi Kilogramm 8,80 bis 9,10 bis 9,70 Mark, blaue 
8,70—9.00—9,30 Mark. — Wicken in rubiger Haltung, per 100 Kilo⸗ 
gramm 14.5014. 816 60 N. — Delfaaten ſchwacher Um 5 
Schlaglein ſehr feſt. — e ver 100 

M. Winterraps per 1 Winters 
rübſen ver 100 Kilogramm — — — Sommerrübien 
per 100 Kilogramm — M. — NN per 100 Kilogramm — 


M. RNRapskuchen ruhig, per 50 Kilogramm 7,30 bis 7,50 M., 
fremde 6,80 —7,20 M. — Leinkuchen in 155 Stimmung, per 
50 Kilogramm 9,00—9,20 M., fremde 7.70—8 lee 


ſamen ghz Umfatz, rotber nominell, per 50 ‚Rüogramm 
45—50—53—59 M., weißer nid. per 50 Kilogramm 
bis 78 b 90 M., hochfein über Notiz. — Schwediſcher Klee⸗ 
ſamen ruhig, per 50 Kilogramm 63—76—93 M. — Tannen⸗ 
Kleeſamen ruhig, per 50 Kilogramm 62—72—73 M. — Thy⸗ 
motbee unverändert, ver 50 Kilogramm 18—20—23 M. 

Stettin, 21. April. Wetter: Bewölkt, regnig. + 7° Reaumur. 
Barometer 8. Wind: NO. 

Weizen matt, ver 1000 Kilogamm loko gelb und weiß 160 bis 
178 M., abgelaufene i — R 9 va A ai 178,5 
M. Br., —,.— M. Gd., per Mai⸗Juni 179 — 178 N. bez., se Juni⸗ 5 
178,5 M. Br. u 7 per Juli⸗Auguſt 100 5—179 M 


5 ee 
9 inländiſcher — ruſſiſcher per 
Mai 140,5 M. nom., per Mai⸗Juni 140—140,5 M. 2 


bez., per 
Juli 141—141,5 M. bez., per abt 142—141,5 M. 6 „ 
tember =» Oktober 1420 M. bezahlt. — Gerſte ohne Je ndel. — 
Hafer behauptet, per 1000 Kilogramm loko 132—152 M., per 
April⸗Mai — M. Gd. — Erbſen ohne Handel. — Winter⸗ 
raps per 1000 Kilo loko — M. bez. — Winterrübſen o 
Handel. — Rüböl wenig verändert, per 100 . lolo 12 B 
bei . 59,5 M. Br., per April — bez., 
Mai 57,5 M. Br., per Sept⸗Ott. 53 M. Br. — Soiritus —.— 
per 10850 Liter⸗ pet. loko ohne Faß 47,1 M. bez. nicht abgenommeng 
Anmeldungen — M. bez., per April⸗Mai 47.5 M. bez., per M 
47.6—47.5 M. bez, per Juni⸗Juli 48,3 M. Br. — an 8 Full Ar au 
40 M. Br. u. Gd, per Auguſt⸗ Sept. 49,4 M. B Der 
— M, per Sept.⸗Oktbr. — M., per Oftober » ee — m. bez. 
Angemeldet: — Zentner Weizen, — Zentner Roggen, — Zentner 
Hafer, 30,000 Ltr. Spiritus. — Regulirungspreiſe: Weizen 178,5 N. 
Roggen 1405 N., Rüböl 57,5 7 Hafer — M., Spiritus 47,5 N. — 
Schweineſchmalz, Fairbank — M. tr. bez. — Kartoffelmehl 8 
M. per 100 Kilo Brutto inkl. Sack. — Petroleum loko 81 M. 
tr. bez., Regulirungspreis 8,1 M. tranf., alte Uſanz 8,3 M. tranſ. bez. 
(Oſtſee⸗Ztg.) 


BEER "AN 


per 
Berlin, 24. April. Wind: NO. Wetter: Regneriſch. Juli 1705-171 Der Jule „per Trockene Kartoffel närke per 1 ogramm brutto 
Der Beginn des heutigen Verkehrs fand ” jebr unter der Eins tember⸗Oktober ee e se FH, Gekün⸗ 5 2 i 
wirkung des 1 recht fruchtbaren Wetters, daß die von den aus⸗ en — 8 — a per Mai⸗Juni —.— M., ER 2 M. ver Juli⸗ Auguſt — 
wärtigen Märkten vorherrſchend gemeldete Feſtigkeit ganz ignorirt en loco 134—150 nach Qualität, M. Durchſchnittspreis — M. Gel. — Bir. Kunbigungsprelz —. 
u und doch kam letzterer Umſtand im weiteren Verlaufe zur Gel⸗ eln alt 5165 12 ruſſiſcher — ab Kahn bez., inländiſcher euchte Dr pro 100 Kilogramm brutto i 
geringer 1 Kahn bez., klammer polniſcher —, abgelaufene 


94 Weizen ſtill. Termine, welche mit geſtrigen Sclußkurſen 
einſetzten, waren . ſehr mäßiger Tanne fo wenig angeboten, 
daß erſt eine Erhöhung der Preiſe um etwa 1 M. die entſprechenden 

aufer heranzog, weil neben den höheren 3 Notirungen die 


e — et 2 dieſen Jun 142 25 ver, Kor r 
ni⸗ = per 
Nut Sag 144 —144,75 bez., per r Augufl⸗ Sept. — bez., K Br 


Oktober 144 25—144, 75 bez., 5 Ofkober⸗Nopember — bez. Durch⸗ | 19,85—19, 90 W. bez. . Gelündiat 98062770 Euch 


Feſtigkeit der engliſchen Märkte nicht unbeachtet geblieben war. n M. "Sekündig — Zentner. Kündigungspreis — M. Beisenmebl Nr. 00 —22,50, = 4 > 
Loko⸗Noggen ging zu unveränderten Preiſen wenig um. Im ae oße und kleme 135—200 M.] u. 1 21,50— a Nr. 92228025 Nr. 

Terminperkehr kamen heute wieder mehr die 8 der Au nach Dual ität bez, Futtergerſte — Mark ab Kahn bez. 1 :0,00 bis 1 15 70 M. 

ſpekulation, als die Thätigkeit der Kommiſſionäre in Betracht. Es Hafer per 1000 Riloat. loko 135—167 n. Qual., Lieferungsqua⸗ Rüböl per 100 Kilogramm lolo mit Faß — 8 

wurden vielfach nahe Sichten in Deckung und von Platzmüblen aufs | lität 136 M., pommerſcher — bez., ruſſiſcher . 185 5 ab Bahn — N., ver Dielen Monat — M. 4 een een — 

genommen, wodurch dieſe nahezu 1 M. anzogen. während 8 Ter⸗ bei. mas — ab Bahn bez., de ab Bahn bez., Abel n 15 feiner | bez., per April⸗ Mai 56,3 bez. per Mai⸗Juni 56,3 bez, per 8 

mine reichlich angeboten und kaum t M. theurer waren. Der Ankauf Bahn bez., per dieſen Monat — bez., per 6.25 56.8 bez., per Juli⸗Auguſt 56.8 bez, per Auguß-Sertemter 56 8 

des geſtern notirten Türken⸗Dampfers zu — 3 Preiſe bis 136,5 bez., per Mai⸗Juni 136,25 —136.5 bez, per Juni⸗Juli 130.25 per September der⸗Oktober 55,7 — 56,2 M. bez. Gel. — Zentr. Kündie 


lieferte re für die Verkäufe auf ſpätere Sicht 
o⸗Hafer behauptet. Termine feiter. Die Tuſſiſchen Offerten 

uubrten 1 heute, weil zu theuer, nicht zu Abſchlüſſen 

Roggenmehl beſſer. Mais unverändert. 7 5 51 knapp 
angeboten, ging zu etwa 1 M. höheren Preiſen mäßig um. 

Petroleum matter. Spiritus ſetzte matt ein, befeſtigte 
ſich aber durch Deckungen auf nahe Lieferung, welche anſcheinend von 
der ſchwächeren Loko⸗Zufuhr veranlaßt waren und ſchloß durchgängig 
ein Geringes theurer als geſtern in feſter Haltung. 

n Weizen per 1000 Kilogramm loko 165—203 Mark 
nach Qualität, gelbe Lieferungs qualität 166 Mark, abgelaufene Kündi⸗ 


gungspreis — M. 
Petroleum, raffinares (Standard white) per 100 Kilogr. mit 

Faß in Poſten von 100 Kilogr., loko 23,9 bez., per dieſen Monat 

23 9—23.8 M., per April⸗Mai 252234 M. be, per Septbr.⸗ 

— M. bez. VBurchſchnittspreis — M. Gel ündigt — 1080 
Spiritus. Per 100 Liter a 100 pft. = 10,000 

loko 112 Faß 46,4 bez. loko mit Faß — bez. per er Monat u 

per April Mai 47,1—47,4-47,3 bez., per Mal⸗Juni 47,1—47.4— 474 

bez., per YunicYult 43,0—48,2 bez., per Juli⸗Auguſt 48, 8—19 bez., ver 

Auchuft⸗Septbr. 49.3 49,5 bez. per September⸗Oktober 49,5 bez. Ge⸗ 

ſündigt 10 000 Liter. Kündigungs preis 47,3 Mark. 


81 ee Ungariſche Goldrente ziemlich behauptet und ruhig. 
aliener ſtill 
Deutſche und mreußijche Staatsfonds verkehrten in feſter Haltung 
ruhig; inländiſche Eiſenbabnprioritäten ftill. 

Bankaktien waren wenig verändert und ruhig; Diskonto⸗Kom⸗ 
mandit⸗Antheile ſchwächer, Deutſche Bank ziemlich behauptet. 


bis 136,5 bez., per Fuli⸗Augußt 136,5 nom., per Auguſt⸗September — 
bez., per September⸗Oktober 136,5 nom. Durchſchnittspreis — M. 
bez. Gekündigt — Zentner. Kündigungspreis —. 

Mais lofo 125—129 bezahlt ns ee per dieſen Monat 

— M., per April⸗Mai — bez., per Mai⸗Juni — bez., per Juni⸗Juli 
— bez. ver Juli⸗Auguſt — bez, per Septenter, Stiche — bez. Durch⸗ 
ſchnittspreis — M. Gekündigt — Zentr. 2 —. 

Erbſen Kochwaare * 230, Futterwaare 157—167 M. per 
1000 Kilvar. nach Jualita 

Kartoffelmehl — 100 Kilogramm — incl, Sad. Loko 


20.75—21,50 bez., der vieien Monat — M., ver AnrilYKai 20,50 M., 


Anlagen, und e feften Zins tragende Papiere konnten ihren Kurs 
zumeist ** aupte 
* der übrigen Geſchäftszweige wieſen bei ziemlich 
feſter W ben nur mäßige Umſätze auf. 
r Privatdiskont wurde mit 38 pCt. uutket Ultimogeld mit ca. 
kulatibem Gebiet durchſchnittlich etwas niedriger und unterlagen, da | 41 — „or gegeben. 


Fonds⸗ und Aktien Börſe. 


Berlin, 24. April. Die heutige Börſe eröffnete und verlief 
im Weſentlichen in ſchwacher Haltung; die Kurſe ſtellten ſich auf ſpe⸗ 


— — e ͤc,. . en 
2 
* 
ze 
0 
15 


err 5 Ege 


51 


ſich das Geſchäft in ſehr engen Grenzen bewegte, nur geringfügigen Auf internationalem Gebiet gingen Oeſterreichiſche Kreditaktien ee behauptet und wenig lebhaft; Montanwerthe ver⸗ 
Schwankungen. Die von den fremden Börſenplätzen vorliegenden] und Franzoſen zu etwas niedrigerer Notiz ruhig um; Lombardennachläſſigt 

Tendenzmeldungen lauteten gleichfalls zumeiſt ſchwächer, gewannen] waren ſchwächer und ftill, Elbthalbahn matter. Inländiſche Eiſenbahn⸗Altien lagen ſchwach und mg Marienburg⸗ 
aber bier auf die Stimmung keinen weſentlichen Einfluß. Von den fremden Fonds find ruſſiſche Anleihen und ruſſiſche] Mlawka matter, Oſtpreußiſche Südbahn ſchwächer, ecklendurgiſche 


Der Kapitalsmarkt bewahrte gute Feſtigkeit für heimiſche ſolide! Noten als nach ſchwacher Eröffnung befeſtigt und etwas anziehend ! ſchwächer. 


Umrechnungs⸗Sätze: 1 Dollar = 4.25 Mark. 100 Franks = 80 Mark. 1 Gulden öſterr. age = 2 Mark. 7 Gulden ſüdd — Be 12 Mark 100 Guiden holl. Währung 170 Mark. 
1 Mart Banco = 1,50 Mark. 100 Rubel = 320 — Livre Sterling — 


I⸗Kurſe. Ausländiſche Fonds. Eiſenbahn⸗Stamm⸗ m⸗ St. 4104. 80 83 Dei. 2ıt.B.(Cibeth. 5 87,00 G Nordd. Bank 8 1 2 5 1 
Amſterd. 100 fl. 2. 5 169,35 bz Newyork. St.⸗Anl. 6 1129,99 G und Stamm Prioritäts ⸗ Aktien. et 0 Ton. 4 aab⸗Graz(Pranl. 8 Nordd. Grundkb.“ — 
Brüfl. u. Antwerpen do. do. 7 Dividenden pro 1883. Sr B. 40 103.30 G eich.⸗P. (S.⸗N B. b 85,75 G eſt. Krd. A. p. 87 
100 Fr. 8 T. 81,00 e innländ. Looſe |— Aachen⸗Maſtrich — | 61,70 bz Berl. 1 en Schwe SEND en Sue @ 18575 8 
London 1 Ltr. 8 a 31 En 40 0% (Stalieniſche Rente 5 94,00 B Altona⸗Kielen — III. ton. 1a 103,60 6 |Spölt. Babn 1008. 90 b 0 |; Rn a — 2370 18 
aris 100 Fr. 8 T. | 81.00 bz do. Tabals⸗Obl. ö Berlins Dresden | 0 23 00 bc Berl. 8 Mad. A 10785 2 2 2 un — or ul _ 1 0735 2 
lets. 19 19 10 . Pe Wer lee „ de. St. B 5 50 dach pe. gat. gar 5 116380 @ |Rofener Pcb, 1 64 120.0 dh 
25 10 K. 8 T 209,75 m J de. pg 80 3 | 21 e 20 bb Perl St II 11 VI 1102.00 50 |Xbeibbabn 5.1 86,50 % |Rol. Zandm. 8 - 
Geldſorten und Banknoten. 5 Sinechete N 68,20 bz Dalle⸗Sor.⸗Gub. 0 | 49,70 0 w.⸗F. D. E. F. 4 1 N Dh 18: 7 5 Ban: 8. 05 86 5 7 5} 10 70 8 
e , de 2 AL 1 0 3 Fan Nee 2 16740 8 . F. H. 41050 0 Io Db J. E. gar? | 8090 50 Fr. Str B. 40% 8} 12380 00 
Ds Francs⸗Silick 16.22 G do. Ruedi 188 — 125 u D Marnb :Miamta 40 bz — et = 44 109770 2 50 5 1. Em. — 99,70 % Br. Hyn Ar 2 5 91. 5 55 
—.— 4 5 1. St. * sr * 186 1. 310,90 86 ünſt. En bo. Lt. K ö 4 1 © Borarlberger gar. | Br. ig 2 1 98.50 550 
. B o. de 18 r. Imm.⸗ 
Col. Banknoten 20,40 ö Per ir 2. 8 22 us Obſchl. A. E . 1879 5 1032 & Kaſch.-Od. g. G. Pr. 5 103.70 B I eichsbank 6} 146,65 bz 
nz. Baninoten | 81.15 o. do. tleinel6 bſchl. A. C. D. E aſch. Od. g. i & 
err Banknoten | 168.15 ö wels 8 2 8 do. (eit B.oar ER Cöln⸗Mind W 4 1102,00 B Dei 6 an 3 105.0 8 ba * Yan, = 100,10 
} o. Liqui 5 ne 8 r. N 
Lee eee intel 11050 0 löhpr. Südbahn 52 110750 ba bo: A En. 1410600 8 l g. Nrboſtb. GB. 1101,00 48 Bat B. 5 00900 505 
Zinsfuß der Reichsbank. do. kleine 11050 G ſFBoſen⸗Creubb. — o. VII. Em. 4103.75 chleſ. Bank⸗B. 54 106,00 
Wechſel 4 pCt., Lombard 5 pCt.] do. St.⸗Obligat B 104 60 bB „Oder.⸗U. Bahn — Hl. 8 G. St. 55 1 103,8) bz Breſt⸗Grafewo 5 93,25 G n 6 136.75 
— Fonds. und Staato- Paptere. de Stgenk⸗ e | 99,50 bs Sars ofen gar“ 44 ige eg bn do, Lit. O. g Sharf, Aſow gar. 98,50 G er: ir — 08 7 118,10 988 
N - Ruff. Egl. Anl. 18225 | 91,30 bs Filſit⸗Jnſterburg O | 24.60 by [Märk.⸗Poſ. konv. Cbark.⸗Krement. g. 5 97.00 G arſch. Kem.⸗B. — | Bl 
Dtſch. Reicks⸗Anl. 4 193.90 5 do. do. 18625 91,80 a90 bz] Weim.⸗Gera (gr.) 44 | 4350 eb; Nagd. Ven rt i 105,00 b [Gr. Ruf. Eiſb.⸗G. 3 | 69,40 B enge 235 — | 88,50 96 
Ran. Preuß, In 40 18 bs do. do. kleine | 92,00 ba do. 2} fonv. | 24 | 83.00 ba do. do. Lit. B.4 106 75 d Fele Orei gar. 5 | 97,30 by Vereinsb. 7 [128,50 
Slate, Anlehe i 1% % Fa I ER Berg Binden lee fene en 01 8 
. } exra⸗Babn — 101. 
Staats⸗ Schuldſch. — 25 bz do. do. 18725 | 93.00a10 8 245 28 RoinzsLubi, 68-09 4 101,90 8 do. Dan 5 8750 G Juduſtrie⸗Aktien. 
Jure u Neum Schlv 50 5 do. bo. 18735 85 9010 bi Amt⸗Notkerdan, — 15300 85 do. do. 1875187615 0,0 G gursk- Charkow gar ) | 98,10 G Dioidende pro 188. 
Berl. San n. ni 105 90 8 de. Anleide 1877 * ; ug Tei 1 » bo. bo. II er 103,50 G Rurkl-Ghast-Ajom 5 | 89,70 8 Jochum Bent, A| 97 8226 8 | 
0. : an ve ö» 5 102. em. 2.50 
e. de. a 9300 55 | bo. Orten Anl Tb | 6000 m 8b. Wend. | 1 8 ae , 6 02908 |Dortm Union | | 22 @ 
Mecliner 10 70 8 de wein Sasol 920 8 fla, e a — 870 8 III. Ser 1 102,00 G Mode len ui 5 | 99.00 548 Me oil a 7 11825 0 
— 400200 48 do. 8 1804 14200 „ [Ball Bar — 12525 b. 2 ET 1 102.75 d |Drel-Griafy 5 | 84,75 Beorg. Marienb. | — | 09.90 © 
Landſchaftl. Zentral. 4 102.20 ba . do. 18665 1136.00 dcs |Boithards. — 1108.00 n Prosch. . B. 15, ere latmpkı == 1.20.00 WB 
Kurs u. Neum. 5 97,60 dz do. Peter ger 89,30 % Kaſch⸗Oderd. — | 6225 b do g Gp 10180 8 nn del, Bifenbebnb.| — 1161,25 DW 
do. veue 9440 b (e. Zire Bi | 7960 e abr Rudlſeb. gar Ak | 76.25 5 dg. dir 81 EB „ SID. e- TS an esse, 94: BL Baz 
e 102,10 bz Schwed. St.⸗Anl. 4103,25 © Lüttich Limburg 0 14.25 46 en 9 Aut 105 8 do Em. o 10 bz Hartm. Maſchin. — 139.50 8 
„Brandenb. Kredit Türk. Anl. 1865 fr. ſabg. 9.30 B [Den Fr. St. 5 gar. 3 N 8 Schuſfa⸗JIwanowo g. 5 98,70 b) bib. u. Sbam. 6 95,25 
Oſtoreußiſche 19425 bz do. Lgoſe voll. Fr. 4280 dz Seſt. Nowb. GE — 307,00 bz do. 4 4 108.80 Warſchau⸗Teresp.g.5 98,60 B örd. H.⸗B. konv. — 61.25 G 
5 102.00 bs Una. Golbrente 1032192,00 Biloo. B. Elb. E. — 341.50 bi o. gar. geh. 1105 50 20 ae Wienerll. | kömgin Marienb. — | 61,75 @ 
Pommerſche 1.4 63 |, do. 1650 f ecdend dend. — | 6175 s do. 0.518744 J i En | 
do. 102.20 ds do. Geld, dn Anl. | 97,75 Ruf. Steb. gar. — 13200 bz r e, Fi Ene 10175 8 aurahütte — 13.50 18 
do. 1101.0 8 do. Papierrente 7440 B Ruff. Südb. gar. — 61 00 bz do. 8 * 1879047105, 40 bz Zarskoe⸗Selo 5 | 66,00 bz Luiſe Tiefbau — 25 48 
4 1101.70 B do. Looſe 220,50 B 8 ul 7 ER 56.00 do. 1880144 Oberſchl. E.⸗Bed. — | 58,60 bz 
ſenſche neue 4 ; Schweiz. Unionsb 126) Nied 31] 95.70 8 ni 
ſiſche do. St.⸗Eiſb.⸗Anl. 5 | 99,00 B do. Üeitbahn] — | 19,40 b Moe ace Zwab 13 Pbönir Beraw. — 87.00 b 
Schleſiſche altland. 3 Südöft. p. S. . M. — 55. Wau ektien. do. do. Lit. B. — | 35,50 
do. Lit. A. Bi Zurnaus Prager — Deis-Önefen al ee kalen zn | 1200 88 
do. neue II. 1 Galiz. 4 72 30 bz r SüUdb. A B. C. A103, 20 56 Be che Bank | 54 11210 B Wen 55 A u 40 bie 
Weſtpr., ritterſch. 31] 94,20 G Vorarlberg gar.“ 5 | 81,50 G nr 3 1 rit u. Pd. 4 | 76,30 58 . Debt. Ind. — 108,0 be 
do. do. 4 1102,20 G War- Wp Si ig — 251 10 ba 2 75 Oder Ufer 41 103 90 8 5 Naſſenver. 54 131.25 650. 
do. Neuldſch. II. 4 101,90 G 0 8 7 100% Angerm.⸗Schw. Rheimiſche 4 do. Handelsgeſ. 7 126,00 bz Berl. Holz⸗Compt.“ 6 98.90 
Rentenbriefe. rene. ö Berl. Dresd. St. PP — | 50,00 28 0.⸗Nahev. S. g. I. II. 41 do. Prd. u. Ond 54 92,10 © u mob.-Geſ. 4} | 83,50 
Kur, u. Neumärl. 4 1101.60 ) „20: Bo. bo. 8 = 1,7450 fd VeöfringeeT- Serie 1000 @ de. ret 6, 110220 8 le 
1,69 — [11630 e do. II. Serie [441103,80 5 o. Dupotbef. | 43 | 83,25 8 e Want. — 8 0 
— 111380 05 Weimar-Geraer 41 101.75 0 Bresl Zisk⸗Bank 5 | 92.0) d Voruſſia. Hawk. — 11540 648 
i 1400 % J Gerababn . En. 410 6 6% a e lere. 3 2490 8. regt. Been — 240 85 
480 G anziger Brivb. — | 62, 
0, Darmit. Bank | 8} 15500 b; 90. Straßen 6113450 Da 
00 * Aachen⸗Maſtrichter 4 93,75 B do. ſBetelbent 91 112,00 B Po. ag ar. 11 1159,10 DW 
119,00 b  Pllbrechtäbahn au ? | 84,40 B_ |Deutjcie Bank | 9 1158,40 d bo, 2a: dee) 11 1342,00 
ei. "te, 18601 10310 90 fe e e e Lee 74 13300 Bis. eee, = | 3000 9 
* 2 . 55 eno A 4,575 „ 
e C ame 25h, Mir Sui = line 
! : mör. Eiſenb. Pt konto⸗Komm. 208,40 b erf. — 
Pr.⸗Anl. 31 805 7) 71 10 big Kaiſ.⸗FJerd.⸗Nordb 91.50 56 Dresdener Bank gr 127.00 56 Narienh Rog | — 35,00 05 
a r.⸗Sch. 40 T. — d. Tr aſch.⸗Oderh, gar. 5 84.107 el bz 87 Bio. 50 6 59.80 0 Vaſch. Wöhlert — 
*. An 1807 4 131.10 b 13. 100 8 dz [Kron.⸗Rud B. g. 5 En. Matiht. 508 7 114.90 B elh. Pet.⸗Ind, — 44.10 8 
do. 35 Fl⸗Looſe — 227.00 0. 1880, 15 15 100 nennen . en Goth. Grundkrdb 0 32.25 58 Pluto, Bergwerk — 64 5, bj 
Bayer. Präm.⸗Anl. 4 133.00 G F. H.⸗A.B. I. 18 120,44 109,50 bz [Vom Staate erworbene Eiſenb. Be. ne gar. ſõ do. do. neue 400 0 | 66,00 55 Medenbütte fonf. | — 102 50 bie 
Brnſchw. 20 Tblr.⸗L — 96,60 5 d 13. 1106 0860 55 Berl.⸗Stett. St. 41 abg. 120.30 5 81,70 G mb. Komm. Bk. 6$ 129.40 0 do. Oblig. — 118,25 
Samesfind. Pr.-A 3127.00 8 1 . da gar. Pr . Ems | 8475 8 dw. B. Berlin 4 | 93,75 bc FOchlef. Koblenw. | — 
„St.⸗Pr.⸗Anl. 8 ge ı do. gar. III. Em.lö | 83,50 G Bein Krd.⸗Anſt. 10 179,19 do. Lein. Kramft.| — 122.50 B 
PB 3, ) ft FE 
teil 10490 bB P. B. ⸗B.⸗A. G. Cert.H4 102, Eiſenb hn Illertissen Akten ke. . IV. S850 8 3. Dist. 111,50 658 [Weſtf. Un. St. Pr.“ — 75,00 8 
5 102.80 558 und Obligatio „F. S., alt g. St. s 392.00 & Magd. Privatb. 5 118,00 
50 Thl.-Looſeſ3 187.50 bz do. do. gar. 1874 do. 3 388,50 G Neckl. Her g 8 101,50 bz 
50 we „Looſeſ3; 1705 bz 157 15 ep ungsn.g.bo.\3 382,25 bz Reininger 5 95,00 538 —— 
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